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— Begründung der anzuwendenden technologi
schen Verfahren,

— Organisation des Transportes und der erforder
lichen Transportanlagen bzw. -einrichtungen mit 
den grundlegenden technischen und ökonomi
schen Daten,

— Ausrüstungsliste mit einer Übersicht der vor
gesehenen Ausrüstungen einschließlich verbind
licher Preisangebote und Kennzeichnung solcher 
Ausrüstungen, für die eine fertigungsreife Kon
struktion fehlt oder die importiert werden 
müssen (einschließlich Negativattest für Import 
von Einzelausrüstungen),

— Darstellung und Analyse der Kapazität des Vor
habens einschließlich Kapazitätsprofil,

— Begründung und rechnerischer Nachweis für die 
Wahl der Hauptausrüstungen,

— Lasten der Hauptausrüstungen.

4. Bautechnische Lösung
— Generalbebauungsplan mit Darstellung der Ein

bindung des Vorhabens in die territorialen Zu
sammenhänge,

— Objektlisten, zusammengefaßt nach Teilvor
haben,

— Festlegung der Bauweise und der anzuwenden- 
den Typen, Zeichnungen, Ansichten, Grundrisse, 
Schnitte mit Raumprogramm und Fläehen- 
nomenklatur,

— Übersicht über die benötigten Haupterzeugnis
gruppen des Bauwesens,

— verbindliche Preisangebote, untergliedert nach 
Teilvorhaben bzw. nutzungsfähigen Objekten,

— textlicher und Kennzahlennachweis über die Er
reichung und Mitbestimmung des wissenschaft
lich-technischen Höchststandes.

5. Betriebsorganisatorische Konzeption

— Grundkonzeption der Betriebsorganisation,

— Gestaltung der Verantwortlichkeit,

— Organisation der einzelnen Bereiche der Pro
duktion, Forschung, Verwaltung usw.

6. Bau- und Montageablauf

— Investitionsdurchführung bezüglich Reilisie- 
rungszeitraum, Ablauf der Realisierung, jähr
licher Einsatz der Investitionsmittel, Nachweis 
der wirtschaftlichen Fertigstellungszeit unter Be
rücksichtigung der Anlaufzeit, Feststellung der 
benötigten Bau- und Montagekapazitäten sowie 
Einschätzung der Realisierbarkeit der Baustoffe 
und Ausrüstungen,

— bau- und montagetechnologische Konzeption.

— Konzeption der Baustelleneinrichtung einschließ
lich der Versorgungsanschlüsse,

— Komplexzyklogramm bzw. Bau- und Montage
ablaufplan einschließlich der Bereitstellungs
termine der Ausrüstungen und Projekte.

7. Nutzeffektsnachweis für die Investition insgesamt 
bzw. bei langfristigen Großvorhaben für Teilvor
haben

— Analyse des Investitionsaufwandes jsowie an
derer einmaliger Aufwendungen, der Entwick
lung der Arbeitskräfte und Arbeitsproduktivität,

— notwendige Umlaufmittel,

— Akkumulation absolut und bezogen auf Kapa
zitätseinheiten,

— Darstellung anderer Nutzensgesichtspunkte, ins
besondere Veränderungen der volkswirtschaft
lichen Gesamtaufwendungen,

— Beurteilung des Vorhabens insgesamt,

— Vergleich des technisch-ökonomischen Gesamt
ergebnisses mit internationalen Bestwerten,

— ökonomisch-technische Kennziffern unter Be
rücksichtigung der verschiedenen Etappen der 
Inbetriebnahme und der Anlaufzeiten,

— Vorschlag von Kennziffern für die Bestätigung.

8. Zur Aufgabenstellung sind diejenigen Zustimmun
gen erforderlich, die entsprechend dem Inhalt und 
Charakter der vorzubereitenden Investitionen not
wendig sind und noch nicht zur Technisch-ökonomi
schen Zielstellung Vorlagen.

Zu diesen Unterlagen gehören:

— endgültige Standortgenehmigung,

— Zustimmungen der Organe des Ministeriums des 
Innern (Feuerwehr, VP, Luftschutz),

— Zustimmungen der Gesundheitsorgane (Hygiene
inspektion, veterinärmedizinischer Dienst, zu
ständige Stelle für Silikosebekämpfung usw.),

— Zustimmung der Organe des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes,

— Zustimmung der Organe der Technischen Über
wachung,

— Zustimmungen der Energie (Bezirksstelle für 
wirtschaftliche Energieanwendung, VEB Energie
versorgung),

— Zustimmung zum Anschluß (Anschlußgenehmi
gungen) durch den zuständigen VEB Wasserver
sorgung und Abwasserbehandlung,

— Zustimmung der zuständigen Bergbaubehörde,

— Zustimmung der zuständigen Organe des Ver
kehrswesens einschließlich der zivilen Luftfahrt 
und des Straßenwesens, Wasserstraßenämter 
Usw.,

— Zustimmung der Bezirksdirektion für Post- und 
Fernmeldewesen,

— Zustimmung des zuständigen Landwirtschafts
rates bei Inanspruchnahme landwirtschaftlicher 
Nutzfläche,

— Zustimmungen sonstiger staatlicher Verwaltun
gen auf der Grundlage bestehender Gesetze 
(z. B. Naturschutz, Denkmalschutz usw.),

— Zustimmung der Staatlichen Zentrale für Strah
lenschutz (beim Auftreten radioaktiver Substan
zen gemäß Strahlenschutzverordnung von:
10. Juni 1964 [GBl. II S. 655]),


